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Ausgangslage

Die Menschheit steckt in einer Phase «epochaler Veränderungen», 
wie es der Bundesrat in der neuen aussenpolitischen Strategie formu-
liert. Die Grossmächte stehen in geopolitischer Konkurrenz, und  das 
internationale Recht wird in seiner Bedeutung zurückgedrängt. Die 
Zahl autokratischer Staaten und die Verletzung von Menschen-
rechten nehmen zu. Zusätzlich sind wir mit sich überlappenden  
öko logischen und sozialen Krisen konfrontiert: Wir steuern auf eine 
fatale Erderwärmung von deutlich mehr als 1,5 Grad Celsius zu. Wir 
erleben eine dramatische Abnahme der Biodiversität, seit mehreren 
Jahren steigt der Hunger auf der Welt wieder an, die Ungleichheit 
nimmt zu statt ab. Die Erreichung der Ziele für eine nachhaltige Ent-
wicklung (SDGs) der UNO bis 2030 ist in weite Ferne gerückt, gerade 
mal bei einem Siebtel der 17 Ziele und 169 Unterziele ist die Weltgemein-
schaft auf Kurs.

Um die aktuelle multiple Krise anzugehen, braucht es einen 
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EINE NEUE AUSSENWIRTSCHAFTSPOLITIK FÜR DIE SCHWEIZ

Box 1

Box 2

NACHHALTIGKEIT

Der heute inflationär und oft unscharf verwendete Begriff 
ist von zentraler Bedeutung in diesem Report. Er soll hier in 
seinem im Brundtland-Bericht von 1987 im Zusammenhang 
mit «Entwicklung» verwendeten Sinne verstanden werden: 
als ein Prinzip, das sicherstellt, dass die Grundbedürfnisse 
aller in der Gegenwart befriedigt werden können, ohne dass 
dadurch die Befriedigung der Bedürfnisse künftiger Ge n e- 
 ra  tionen beeinträchtigt wird. Zu den Bedingungen dafür  

gehören soziale Aspekte wie eine gerechte Verteilung der 
Ressourcen (lokal und global sowie zwischen den Genera-
tionen), funktionsfähige Ökosysteme, die Berücksichtigung 
der planetaren Grenzen, die Begrenzung der Erhitzung  
des Klimas auf maximal 1,5 Grad Celsius sowie der Schutz 
der biologischen Vielfalt. Um all dies zu erreichen, braucht 
es einen tiefgreifenden wirtschaftlichen und gesellschaft-
lichen Wandel. 

DIREKTE UND INDIREKTE UNTERNEHMENSREGULIERUNG

Um eine nachhaltige Aussenwirtschaftspolitik sicherzu-
stellen, in der Konzerne ihre Verantwortung für den Schutz 
von Mensch und Umwelt wahrnehmen, stehen der Schweiz 
grundsätzlich zwei Regulierungsansätze zur Verfügung,  
die allerdings nicht trennscharf voneinander unterschieden 
werden können. Einerseits kann sie über die direkte 
Regulierung der Unternehmen verantwortliches Handeln 
einfordern. Diesen Ansatz verfolgte z. B. die 2020 knapp 
verworfene Konzernverantwortungsinitiative. Und auch die 
geplante EU-Regulierung zu unternehmerischen Sorg-
faltspflichten im Bereich der Nachhaltigkeit (Corporate 
Sustainability Due Diligence Directive, CSDDD) zielt  
auf die Verantwortung von Unternehmen bei ihren globalen 
Geschäften ab. Andererseits kann die Schweiz auch über 
die Ausgestaltung der wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen (Markt-, Handels- und Investitionsstrukturen), in  
denen Unternehmen operieren, deren Verhalten beeinflus-

sen. So kann sie über Importverbote für Produkte aus 
Zwangsarbeit durchsetzen, dass bei der Herstellung  
oder Beschaffung von Gütern im Ausland, die Unternehmen  
auf den Schweizer Markt bringen, keine Zwangsarbeit 
eingesetzt wurde.

Beide Ansätze tragen auf ihre Weise dazu bei, dass die 
Schweiz ihre globale Verantwortung wahrnimmt und zu 
einer nachhaltigen Entwicklung beiträgt. Denn sie sind 
komplementär, indem sie unterschiedliche Ansatzpunkte 
aufweisen und auf teilweise andere Zielgruppen fokus -
sieren (in der Schweiz beheimatete Unternehmen bzw. 
Unternehmen, die mit der Schweiz Handel treiben).

Der Fokus in diesem Report richtet sich auf Massnahmen,  
die stärker auf das regulatorische Umfeld der Aussenwirt-
schaftspolitik abzielen.

MÄNGEL UND LÜCKEN IN DER SCHWEIZER 
AUSSENWIRTSCHAFTSPOLITIK
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stimmungen und bietet deshalb keine inhaltliche Orientierung 
            

      -

 
-

 
-

-
        

 
 

-

  
aller          

        
 



Public Eye Report  | Januar 2024  

-
 
 

-
-  

      

 
-

 

 
    

 
-

 
 

       
       

-
     

 
-

       
 

-
       
        

-
 

        
         

 
       

-
        

-
        

 
 
 
-

     
 

-  
-         

 
 

       
   

 
 

 




